DIE WEIMARER REPUBLIK (1918 – 1933)
Gegen die Republik traten das national gesinnte Bürgertum und die „unpolitische“ Reichswehr, sowie extreme Rechte („die Dolchstoßlegende“, Morde an Politikern Kurt Eisner, Matthias Erzberger und Walter Rathenau, Kapp-Putsch, 1920, Putsch der „Schwarzen Reichswehr“, 1923) und Linke (kommunistische Unruhen im Ruhr-Gebiet, in Thüringen, Hamburg, Räterepublik). Für die Republik waren die SPD, Zentrum und die gemäßigten bürgerlichen Parteien.

Die Republik war nicht stabil – 1922 die Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutz der Republik.
1921 Friedensvertrag mit den USA.
1922 Vertrag von Rapallo zur Regelung der deutsch-sowjetischen Beziehungen.
1921/22 Konferenzen in Paris und London zur „Erfüllung der deutschen Verpflichtungen“ – Das „Londoner Ultimatum“ von 1922 zu Zahlungen der Reparationen, Aburteil.ung der Kriegsverbrecher und Entwaffnung. Beginn des Währungszerfalls.

1923 erreichte die Inflation ihren Höhepunkt; wegen der Nichtzahlung der Reparationen marschierten französische und belgische Truppen ins Ruhrgebiet ein; in München kam es zum Hitler-Putsch, der von Polizei und Reichswehr niedergeschlagen wurde. Hitler wurde zu fünf Jahren Festungshaft in Landsberg verurteilt, wurde aber nach acht Monaten vorzeitig entlassen.
Nach 1924 stabilisierte sich die Lage, unter dem neuen Kanzler und späteren Außenminister Gustav Stresemann (1878 – 1929) wurde linke und rechte Aufstände niedergeschlagen, Deutschland konnte auch gewisse Erfolge im Ausland gewinnen. Stresemann zielte auf die Rückgewinnung der nationalen Machtstellung Deutschlands durch Revision des Versailler Vertrags auf dem Wege der Verhandlung und Verständigung:

1924 – Dawes-Plan: Regelungen der Reparationszahlungen.

1925 – Unterzeichnung der fünf Locarno-Verträge, nach denen zu keinen gewaltsamen Grenzveränderungen kommen darf. Ab 1925 räumten schrittweise die Alliierten das besetzte Rheinland.
September 1926 – Deutschland trat dem Völkerbund bei.
1929/30 – Haager Konferenzen: der Young-Plan – Deutschland soll die Reparationen bis 1988 zurückzahlen, die Deutschen bereiteten ein Volksbegehren (Bildung einer Reichstagskommission) dagegen vor, die Wirtschaftskrise vernichtete den Plan. Die SPD und KPD die stärksten Parteien nach der Reichstagswahl 1928 (42 % aller Stimmen)

1929 Ausbruch der Wirtschaftskrise

1930 – 32 Regierung des Kanzlers Heinrich Brüning (1885 – 1970), der mit Hilfe des Paragraphen 48 gegen die Opposition der Linken (KPD) und der Rechten (NSDAP) regierte. Radikalisierung des politischen Lebens.

1932 – Konferenz in Lausanne löste die Reparationsfrage: Deutschland sollte eine Schlusszahlung von drei Milliarden RM leisten. – Hindenburg zum Reichspräsidenten wiedergewählt – Sturz Brünings und von neuem Kabinett des Franz von Papen (1879 – 1969) abgelöst – neue Reichstagswahlen (NSDAP die stärkste Partei, Hindenburg lehnte Hitler als Kanzlerkandidaten ab) – neue Reichstagswahlen im November – Verluste der NSDAP, Gewinne der KPD – Regierungskrise: Papens Vorschlag auf Errichtung eines autoritären „neuen Staates“ unter Ausschaltung des Reichstags scheiterte.
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